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Vorblatt 


Änderung des Zerlegungsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Konzentration in der Wirtschaft macht das örtliche Auf- 
kommen an Körperschaft- und Lohnsteuer ungeeignet als 
Grundlage für die Aufteilung dieser Steuereinnahmen unter 
die Länder. Die Finanzreform von 1969 schreibt daher vor, daß 
besondere Bestimmungen über die Abgrenzung und die Zer- 
legung des Aufkommens an Körperschaft- und Lohnsteuer zu 
treffen sind. 


B. Lösung 

Für die Körperschaftsteuer wird eine Zerlegung nach dem Be- 
triebsstättenprinzip, für die Lohnsteuer nach dem Wohnsitz- 
prinzip vorgesehen. Das bedeutet, daß die Körperschaftsteuer, 
die auf den Gewinn der Betriebsstätte eines Unternehmens 
entfällt, dem Land der Betriebsstätte zusteht und daß die Lohn- 
steuer dem Land zufließt, in dem der Arbeitnehmer seinen 
Wohnsitz hat. 


C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Dem Bunde entstehen keine Kosten; bei den Ländern führt das 
Gesetz zu Einnahmeverschiebungen. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20, Mai 1970 

III/5 — 52210 — Ze 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zerlegungsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. Mai 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zerlegungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz besdilossen: 

Artikel 1 

Das Zerlegungsgesetz vom 29. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 225), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1965 vom 14. Mai 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 377), wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. § 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Vorsdiriften über die Zerlegung der 
Körpersdiaftsteuer {§§2 bds 4) und über die Zer- 
legung der Lohnsteuer (§ 5) bleiben unberührt." 

2. Die §§ 2 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

„§2 

Zerlegung der Körpersdiaftsteuer 

(1) Bei Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen im Sinne der §§ 1 
und 2 Abs. 1 Ziff. 1, Abs. 2 des Körperschaft- 
steuergesetzes (Körperschaften), die 

1. zur Körperschaftsteuer mit einem Einkom- 
men von mindestens 3 Millionen Deutsche 
Mark veranlagt worden sind und bei denen 
die bei der Ermittlung des lEinkommens be- 
rücksichtigten Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
mindestens 3 Millionen Deutsche Mark be- 
tragen und die 

2. lim Veranlagungszeitraum lim Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des nach § 1 Abs. 1 
steuerberechtigten Landes eine Betriebstätte 
oder mehrere Betriebstätten oder Teile von 
Betriebstätten unterhalten haben, 

ist die auf die Einkünfte aus Gewerbebetrieb ent- 
fallende nicht durch einbehaltene Steuerabzugs- 
beträge abgegoltene Körperschaftsteuer durch 
das für die Veranlagung zuständige Finanzamt 
(Erhebungsfinanzamt) auf die beteiligten Länder 
zu zerlegen. Dabed sind die Vorschriften der 
§§ 29 bis 31 und des § 33 des Gewerbesteuer- 
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Sind in dem veranlagten Einkommen außer 
den Einkünften aus Gewerbebetrieb auch andere 
Einkünfte enthalten, so ist die auf die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb entfallende Körperschaft- 
steuer mit dem Teilbetrag anzusetzen, der dem 
Verhältnis der Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
zum Gesamtbetrag der Einkünfte entspricht. 


(3) In den Fällen des § 7 a des Körperschaft- 
steuergesetzes gelten Organgesellschaften und 
deren Betriebstätten als Betriebstätten des 
Organ trägers. 

(4) Ist die Körperschaft Gesellschafterin einer 
Personengesellschaft im Sinne des § 15 Zdff. 2 
des Einkommensteuergesetzes, so gelten die Per- 
sonengesellschaft und deren Betriebstätten an- 
teilig als Betriebstätten der Körperschaft. 

(5) Entfällt von dem zu zerlegenden Steuer- 
betrag auf Betriebstätten in einem nicht steuer- 
berechtigten Land nicht mindestens ein Betrag 
von 1 00 000 Deutsche Mafk, so ist der anteilig 
auf dieses Land entfallende Teilbetrag dem nach 
§ 1 Abs. 1 steuerberechtigten Land zuzuteilen. 

§ 3 

Verfahren der Körperschaftsteuerzerlegung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt zerlegt die Kör- 
perschaftsteuer auf die beteiligten Länder, so- 
bald die erste Steuerfestsetzung für einen Ver- 
anlagungszeitraum unanfechtbar geworden ist. 
Nach der Änderung einer unanfechtbaren nicht 
vorläufigen Steuerfestsetzung wird keine neue 
Zerlegung vorgenommen. Nach Änderung einer 
unanfechtbaren vorläufigen Steuerfestsetzung 
wird eine neue Zerlegung nur vorgenommen, 
wenn an Stelle der vorläufigen Steuerfestsetzung 
eine unanfechtbare nicht vorläufige Steuerfest- 
setzung getreten ist und der neu zu zerlegende 
Steuerbetrag um mindestens 400 000 Deutsche 
Mark von dem erstmals zerlegten Steuerbetrag 
abweicht. 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes be- 
stimmt, gelten iür das Verfahren bei der Zer- 
legung der Körperschaftsteuer sinngemäß die 
Vorschriften der §§ 382 bds 389 der Reichs- 
abgabenordnung mit der Maßgabe, daß die Kör- 
perschaft am Zerlegungsverfahren nicht beteiligt 
ist und daß an die Stelle der Gemeinden die 
zerlegungsberechtigten Länder treten-, die Vor- 
schriften der ReiÄsabgabenordnung über die 
außergerichtlichen Rechtsbehelfe sind nicht anzu- 
wenden. Die oberste Finanzbehörde des Landes 
beauftragt ein Finanzamt mit der Wahrnehmung 
der Rechte des Landes an der Zerlegung. 

(3) Bestehen zwischen den beteiligten Finanz- 
ämtern Meinungsverschiedenheiten über die Zer- 
legung und kann eine Einigung nicht erzielt wer- 
den, so legt das Erhebungsfinanzamt die Sache 
der obersten Finanzbehörde des Landes zur Ent- 
scheidung vor. Damit sind die Finanzämter nicht 
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mehr am Zerlegungsverfahren beteiligt; der Zer- 
legungsbescheid des Erhebungsfinanzamts ver- 
liert seine Wirksamkeit. 

§ 4 

Abwicklung der Körperschaftsteuerzerlegung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt überweist die in 

einem Kalenderjahr eingehenden Zahlungen an 
die Finanzämter der beteiligten Länder vorläufig 
nach dem Verhältnis der Zerlegungsanteile, die 
in dem Zerlegungsbescheid für das vorvergan- 
gene Kalenderjahr festgesetzt sind. Liegt dieser . 
Zerlegungsbescheid zu Beginn des Kalender- ; 
jahres noch nicht vor, so sind die Zerlegungs- ; 
anteile auf Grund der Steuererklärung oder des 
zuletzt erteilten Steuerbescheides vorläufig zu 
berechnen und dementsprechend die eingehen- 
den Zahlungen zu zerlegen und zu überweisen. , 
Die Überweisung wird jeweils spätestens am I 
20. Tage des auf das Ende eines jeden Kalender- i 
Vierteljahres folgenden Monats für die im abge- | 
laufenen Kalendervierteljahr geleisteten Zahlun- 
gen durchgeführt. : 

(2) Ist ein Steuerbetrag von mehr als 400 000 
Deutsche Mark der Körperschaft erstattet wor- 
den, so haben die Finanzkassen der beteiligten 
Länder ihn dem Erhebungsfinanzamt entspre- 
chend den im Zerlegungsbescheid festgesetzten 
Anteilen ihrerseits zu erstatten. Absatz 1 ist ent- 
sprechend anzuwenden, 

(3) Sobald die Körperschaftsteuer eines Ka- 

lenderjahrs zerlegt worden und abzüglich etwa 
niedergeschlagener oder erlassener Beträge ge- 
tilgt ist, werden an die beteiligten Länder die 
diesen an der Steuer zustehenden Anteile unter 
Anrechnung der nach den Absätzen 1 und 2 
geleisteten vorläufigen Zahlungen überwiesen. 
Überzahlungen sind zu erstatten. Das Erhebungs- | 
finanzamt gibt eine Abrechnung. i 

§ 5 

Zerlegung der Lohnsteuer 

(1) Die von einem Land vereinnahmte Lohn- 
steuer wird insoweit zerlegt, als sie von den 
Bezügen der in den anderen Ländern ansässigen 
unbeschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmer ins- 
gesamt einbehalten worden ist. Die Zerlegungs- 
anteile der einzelnen Länder bemessen sich nach 
Hundertsätzen der vereinnahmten Lohnsteuer. 
Die Hundertsätze sind nach den Verhältnissen 
im Feststellungszeitraum festzusetzen. Feststel- 
lungszeitraum ist jeweils das Kalenderjahr, für 
das nach dem Gesetz über Steuerstatistiken eine 
Lohnsteuerstatistik durchgeführt wird. 

(2) Der Festsetzung der Hundertsätze sind die 
Verhältnisse zugrunde zu legen, die sich aus den 
Eintragungen auf den Lohnsteuerkarten erge- 
ben. Dabei gilt ein Arbeitnehmer als in dem Land 
ansässig, in dem seine Lohnsteuerkarte ausge- 


schrieben worden ist (Wohnsitzland). Die nach 
den Eintragungen der Arbeitgeber auf der Lohn- 
steuerkarte einbehaltene Lohnsteuer gilt als von 
dem Land vereinnahmt, zu dem das Finanzamt 
gehört, an das die Lohnsteuer nach der letzten 
Eintragung abgeführt worden ist (Einnahmeland). 
Bei Ehegatten, die im Feststellungszeitraum 
nicht dauernd getrennt gelebt und beide Arbeits- 
lohn bezogen haben, sind die Eintragungen auf 
der Lohnsteuerkarte des Ehemannes maßgebend. 

(3) Für die Ermittlung der Verhältnisse im 
Feststellungszeitraum sind die Lohnsteuerkarten 
für den Feststellungszeitraum bis zum 31. März 
des zweiten Kalenderjahres, das dem Feststel- 
lungszeitraum folgt, an das Statistische Landes- 
amt des Wohnsitzlandes zu leiten. Das Statisti- 
sche Landesamt des Wohnsitzlandes hat bis zum 
30. Juni dieses Jahres anhand der ihm zuge- 
leiteten Lohnsteuerkarten die Lohnsteuer, die 
nicht vom Wohnsitzland vereinnahmt worden 
ist, zu ermitteln, die hiervon auf die einzelnen 
Einnahmeländer entfallenden Beträge festzustel- 
len und diese den obersten Finanzbehörden der 
Einnahmeländer mitzuteilen. Die auf den Lohn- 
steuerkarten eingetragenen Pfennigbeträge der 
Lohnsteuer sind nicht zu berücksichtigen. 

(4) Die obersten Finanzbehörden der Ein- 
nahmeländer stellen nach den von den Statisti- 
schen Landesämtern der Wohnsitzländer mit- 
geteilten Beträgen fest, in welchem Verhältnis 
— ausgedrückt in Hundertsätzen — jeder der 
Beträge zu der im Feststellungszeitraum von 
ihnen insgesamt vereinnahmten Lohnsteuer 
steht. Die Hundertsätze sind auf 3 Stellen hinter 
dem Komma zu runden und den obersten 
Finanzbehörden der anderen Länder mitzuteilen. 

(5) Die Hundertsätze gelten für die Zerlegung 
der Lohnsteuer im zweiten, dritten und vierten 
Kalenderjahr, die dem Feststellungszeitraum 
folgen. 

(6) Auf Grund der nach Absatz 4 festgestellten 
Hundertsätze haben die obersten Finanzbehör- 
den der Einnahmeländer für jedes Kalender- 
vierteljahr der Kalenderjahre, für die die Hun- 
dertsätze gelten (Absatz 5), die Zerlegungs- 
anteile der Wohnsitzländcr an der von ihnen in 
diesem Kalendervierteljahr vereinnahmten Lohn- 
steuer zu ermitteln und vorbehaltlich des Absat- 
zes 7 bis zum Ende des auf das Kalenderviertel- 
jahr folgenden Monats an die obersten Finanz- 
behörden der Wohnsitzländer zu überweisen. 

(7) Auf Grund der nach Absatz 4 festgestellten 
Hundertsätze ist eine vorläufige Zerlegung der 
Lohnsteuer für das erste Kalendervierteljahr des 
fünften Kalenderjahrs, das auf den Feststellungs- 
zeitraum folgt, vorzunehmen. Die vorläufigen 
Zerlegungsanteile sind bis zum 30. April dieses 
Kalenderjahrs zu überweisen. Die vorläufige Zer- 
legung ist auf Grund der nach den Verhältnissen 
im nächsten Feststellungszeitraum festgestellten 
Hundertsätze bis zum 31. Juli dieses Kalender- 
jahrs zu berichtigen. 
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(8) Die Vorschriften der §§ 382 bis 389 der 
Reichsabgabenordnung sind auf das Verfahren 
bei der Zerlegung der Lohnsteuer nicht anzu- 
wenden. 

§ 6 

Erlöschen der Ansprüche 

(1) Ansprüche nach den §§ 1 und 5 erlöschen, 
wenn sie nicht bis zum Ablauf des dritten auf 
die Vereinnahmung der Steuer folgenden Kalen- 
derjahres gerichtlich geltend gemacht werden. 

(2) Der Anspruch auf einen Zerlegungsanteil 
an der Körperschaftsteuer erlischt, wenn er nicht 
bis zum Ablauf des dritten auf die endgültige 
Zerlegung {§ 3 Abs. 1) des strittigen Steuer- 
betrags folgenden Kalenderjahrs gerichtlich gel- 
tend gemacht wird. 

§ 7 

Rechtsweg 

Für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten 
auf Grund dieses Gesetzes ist der Finanzrechts- 
weg gegeben. 

§ 8 

Beginn der Anwendung 

(1) Die Körperschaftsteuerzerlegung ist erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1970 durch- 
zuführen. 

(2) Die Lohnsteuerzerlegung ist erstmals im 
Kalenderjahr 1970 nach den Verhältnissen im 
Kalenderjahr 1968 als erstem Feststellungszeit- 
raum durchzuführen. Hierbei sind die Zer- 
legungsanteile an der im ersten Kalenderviertel- 
jahr 1970 vereinnahmten Lohnsteuer zusammen 
mit denen des zweiten Kalendervierteljahrs zu 
ermitteln und bis zum 31. Juli 1970 an die Wohn- 
sitzländer zu überweisen. 

§ 9 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 


4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin." 

3. § 10 wird gestrichen. 

Artikel 2 

§ 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 6. De- 
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 665), geändert 
durch das Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1587), erhält fol- 
genden neuen Absatz 3: 

„(3) Die Bundesstatistik über die Lohnsteuer um- 
faßt die Ermittlung der nicht von den Wohnsitz- 
ländern vereinnahmten Lohnsteuerbeträge nach § 5 
des Zerlegungsgesetzes." 

Artikel 3 

§ 37 der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung der Amtsbezeich- 
nung der Richter und der Präsidialverfassung der 

Gerichte vom (Bundesgesetzbl. IS.. . .), 

erhält folgende neue Nummer 5: 

„5. Rechtsstreitigkeiten auf Grund des Zerlegungs- 
gesetzes, soweit die zugrundeliegenden Fest- 
stellungen durch die obersten Finanzbehörden 
der Länder getroffen sind." 

Artikel 4 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
das Zerlegungsgesetz in der nach diesem Gesetz gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be- 
seitigen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach Artikel 107 Abs. 1 Satz 2 GG in der Fassung 
des Finanzreformgesetzes vom 12, Mai 1969 sind 
durch Bundesgesetz für die Körpersdiaftsteuer und 
die Lohnsteuer nähere Bestimmungen über die Ab- 
grenzung sowie über Art und Umfang der Zerlegung 
des örtlichen Aufkommens zu treffen. Mit dem vor- 
liegenden Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Zerlegungsgesetzes soll diesem Verfassungsauftrag 
zur Gesetzesinitiative nachgekommen werden. 

Der sachliche Gehalt der Vorschrift des Artikels 107 
Abs. 1 Satz 2 GG liegt darin, daß angesichts der 
heutigen Konzentration in der Wirtsdiaft das ört- 
liche Aufkommen als Grundlage für die Aufteilung 
von Steuereinnahmen unter den Ländern insofern 
Verzerrungen bewirkt, als bei einer Abführung ge- 
mäß den jeweiligen Sitzen der Unternehmen einigen 
Ländern Steuereinnahmen über ihre eigentlidie 
Wirtschaftskraft hinaus zufließen, bei anderen indes- 
sen hinter ihrer Wirtschaftsstruktur Zurückbleiben." 
Die auf diesen Folgen der Wirtschaftskonzentration 
beruhenden Verfälschungen der Steuerkraft sollen 
möglichst ausgeräumt werden. 

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Zerlegungsgesetzes entspricht in sachlicher 
Hinsicht der vorstehend dargelegten Zielsetzung des 
Artikels 107 Abs, 1 Satz 2 GG. Die Verzerrungen im 
Steueraufkommen der Länder im Verhältnis zu ihrer 
tatsächlichen Wirtschaftskraft sollen nach dem Ent- 
wurf durch eine Zerlegung des örtlichen Aufkom- 
mens nach bestimmten Kriterien weitgehend besei- 
tigt werden. 

Für die Körperschaftsteuer ist eine Zerlegung nach 
dem Betriebstättenprinzip vorgesehen, d. h. grund- 
sätzlich soll die Körperschaftsteuer, die auf die von 
einer Betriebstätte eines Unternehmens erwirtschaf- 
teten gewerblichen Einkünfte entfällt, dem Land der 
Betriebstätte zufließen. 

Um die Arbeitsbelastung der Finanzämter in mög- 
lichst geringen Grenzen zu halten, soll die Zerlegung 
der Körperschaftsteuer grundsätzlidi nach den Ge- 
sichtspunkten vorgenommen werden, die bereits 
jetzt für die Gewerbesteuerzerlegung gelten. Aus 
Gründen der Arbeitsvereinfachung beschränkt der 
Entwurf weiterhin die Zerlegung auf körpersdiaft- 
steuerpflichtige Unternehmen, die mit einem Ein- 
kommen von über 3 Millionen DM veranlagt sind 
und die Einkünfte aus Gewerbebetrieb von über 
3 Millionen DM bezogen haben. Aus Vereinfachungs- 
gründen soll außerdem ein nicht steuerberechtigtes 
Land nicht an der Zerlegung beteiligt werden, wenn 
die auf die Betriebstätten in diesem Land entfallende 
Steuer den Betrag von 100 000 DM nicht übersteigt. 

Für die Zerlegimg der Lohnsteuer geht der Entwurf 
vom Wohnsitzprinzip aus, das schon nach geltendem 


Recht für die Zuordnung der Einkommensteuer maß- 
gebend ist. Das bedeutet, daß die von einem Arbeit- 
nehmer gezahlte und vom Arbeitgeber abgeführte 
Lohnsteuer grundsätzlich dem Land zufließen soll, 
in dem der Arbeitnehmer seinen Wohnsitz hat. 

Dem Wohnsitzprinzip ist besonderer Wert im Zu- 
sammenhang mit der in Artikel 106 Abs. 5 GG n. F. 
angesprochenen und inzwischen durch das Ge- 
meindefinanzreformgesetz vom 8. September 1969 
geregelten Beteiligung der Gemeinden an der Ein- 
kommensteuer auf der Grundlage der Steuerleistun- 
gen ihrer Einwohner beizulegen. Für die sinngemäße 
Erfüllung des in Artikel 106 Abs. 5 GG n. F. nor- 
mierten Verfassungsauftrags ist es notwendig, daß 
auch die Lohnsteuer, die im wesentlichen nur als 
eine besondere Erhebungsform der Einkommen- 
steuer anzusehen ist, grundsätzlich den Wohnsitz- 
ländern der Lohnsteuerpflichtigen zufließt. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 

Nummer 1 

Die vorgeschlagene Änderung des Absatzes 4 be- 
inhaltet im wesentlichen eine redaktionelle Anpas- 
sung an den äußeren Aufbau des Zerlegungsgesetzes 
nach diesem Entwurf. 

Nummer 2 

Zu §2 

§ 2 des Entwurfs lehnt sich an die außer Kraft ge- 
tretenen Vorschriften der §§ 2 bis 4 des Zerlegungs- 
gesetzes vom 29. März 1952 an. Vgl. dazu § 15 des 
Länderfinanzausgleichsgesetzes vom 27. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 199), 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Voraussetzungen für die Zer- 
legung der Körperschaftsteuer und regelt das Zer- 
legungsverfahren. Bei unbeschränkt und beschränkt 
steuerpflichtigen Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen, bei denen sowohl 
das zu versteuernde Einkommen als auch die bei 
der Ermittlung des Einkommens berücksichtigten 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb mindestens 3 Mil- 
lionen DM betragen, und die im Veranlagungszeit- 
raum im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) außerhalb des nach § 1 Abs. 1 des 
Zerlegungsgesetzes steuerberechtigten Landes Be- 
triebstätten oder Teile von Betriebstätten unter- 
halten haben, soll die auf die Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb entfallende nach Abzug anzuredinen- 
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der Steuerabzugsbeträge verbleibende Körper- 
schaftsteuer durch das für die Veranlagung zustän- 
dige Finanzamt auf die beteiligten Länder zerlegt 
werden. Die Zerlegung soll sinngemäß nach den Vor- 
schriften der §§29 bis 31 und des § 33 des Gewerbe- 
steuergesetzes (Betriebstättenprinzip) durchgeführt 
werden. Diese Regelung ist von dem Gedanken ge- 
tragen, die Zerlegung auf gewichtige Fälle zu be- 
schränken und das Zerlegungsverfahren so einfach 
wie möglich zu gestalten, damit es von den Finanz- 
ämtern ohne nennenswerte Mehrbelastung durch- 
geführt werden kann. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 ist bedeutsam für die Fälle, in denen in 
dem veranlagten Einkommen außer den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb noch andere Einkünfte enthal- 
ten sind. In diesen Fällen soll die auf die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb entfallende Körperschaftsteuer 
mit dem Teilbetrag angesetzt werden, der dem Ver- 
hältnis der Einkünfte aus Gewerbebetrieb zum Ge- 
samtbetrag der Einkünfte entspricht. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Fälle, in denen die Steuerpflich- 
tige (Absatz 1) Organträger im Sinne des § 7 a KStG 
ist. In diesen Fällen sollen für die Zerlegung der 
Körperschaftsteuer die Organgesellschaft und deren 
Betriebstätten als Betriebstätten des Organträgers 
gelten. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt die Fälle, in denen die Steuerpflich- 
tige (Absatz 1) Gesellschafter einer Personengesell- 
schaft im Sinne des § 15 Ziff. 2 EStG ist. In diesen 
Fällen sollen für die Zerlegung der Körperschaft- 
steuer die Personengesellschaft und deren Betrieb- 
stätten anteilig als Betriebstätten der Gesellschafter 
der Personengesellschaft gelten. 

Zu Absatz 5 

Die in Absatz 5 vorgesehene Regelung soll der wei- 
teren Vereinfachung des Zerlegungsverfahrens 
dienen. 


Zu § 3 

Zu Absatz 1 

Die Körperschaftsteuer soll zerlegt werden, sobald 
die erste Steuerfestsetzung für einen Veranlagungs- 
zeitraum unanfechtbar geworden ist. Auch eine vor- 
läufig festgesetzte Körperschaftsteuer soll zerlegt 
werden. Eine neue Zerlegung soll nur nach Ände- 
rung einer unanfechtbaren vorläufigen Steuerfest- 
setzung durchgeführt werden. Sie setzt voraus, daß 
an die Stelle der vorläufigen Steuerfestsetzung eine 
unanfechtbare nicht vorläufige Steuerfestsetzung 
tritt und der neu zu zerlegende Steuerbetrag um 
mindestens 400 000 DM von dem erstmals zerlegten 
Steuerbetrug abweicht. 


Zu Absatz 2 

Nach Satz 1 sollen für das Zerlegungsverfahren sinn- 
gemäß die für die Zerlegung des einheitlichen Ge- 
werbesteuermeßbetrags geltenden Verfahrensvor- 
schriften der Reichsabgabenordnung angewendet 
werden. Dies entspricht der in § 2 Abs. 1 letzter Satz 
des Entwurfs vorgesehenen Regelung. Die Regelung 
des Satzes 2 soll der Vereinfachung des Vollzugs 
dienen. 

Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift regelt das Verfahren bei Meinungs- 
verschiedenheiten über die Zerlegung. Danach soll 
die Zerlegung von den obersten Landesfinanzbehör- 
den übernommen werden, wenn sich die beteiligten 
Finanzämter (Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2) nicht 
einigen können. In diesen Fällen dürfte es sich in 
der Regel um Rechtsfragen von grundsätzlicher Be- 
deutung oder um Streitfragen mit erheblichen finan- 
ziellen Auswirkungen handeln. Es erscheint daher 
auch gerechtfertigt, bei Meinungsverschiedenheiten, 
die von den obersten Landesfinanzbehörden nicht 
bereinigt werden können, die Entscheidung des Bun- 
desfinanzhofs im ersten und letzten Rechtszug vor- 
zusehen (vgl. dazu Artikel 1 Nr. 2 § 7 und Artikel 3 
des Entwurfs) . 


Zu § 4 

§ 4 des Entwurfs enthält Vorschriften über die vor- 
läufigen Überweisungen, insbesondere deren Höhe, 
die endgültige Abrechnung und die Erstattungen. 
Die Steuerpflichtigen werden hierdurch nicht be- 
rührt. 


Zu § 5 

Absatz 1 statuiert zunächst das Wohnsitzprinzip als 
Grundlage der Lohnsteuerzerlegung. Der Zerlegung 
wird die von den Finanzämtern des Einnahmelandes 
vereinnahmte Lohnsteuer zugrunde gelegt. Bei die- 
sem Verfahren werden einerseits die Lohnsteuer- 
einnahmen miterfaßt, die z. B. auf Grund von Be- 
triebsprüfungen nachgefordert worden sind oder in 
den besonderen Verfahren nach §§ 35 a und 35 b 
LStDV pauschal erhoben worden sind. Andererseits 
werden die im finanzamtlichen Lohn steuer-J ah res- 
ausgleich vorgenommenen Erstattungen einnahme- 
mindernd berücksichtigt, dagegen jedoch nicht die 
Erstattungen im Rahmen der Veranlagungen nach 
§ 46 EStG. 

Die in Absatz 2 normierten Vermutungen sind aus 
Gründen der praktischen Durchführbarkeit der Lohn- 
steuerzerlegung erforderlich. Da im Rahmen der 
Lohnsteuerstatistik die Lohnsteuerkarten von Ehe- 
gatten, auf denen entweder die Steuerklasse IV oder 
die Steuerklassen III bzw. V eingetragen sind, zu 
einem Zählfall zusammengeführt werden, muß für 
diesen Tatbestand eine besondere Regelung getrof- 
fen werden. Die hierbei auftretenden Verschiebun- 
gen dürften sich im Gesamtergebnis der Länder aus- 
gleichen. 
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Die Absätze 3 bis ü regeln die Einzelheiten des Ver- 
fahrens bei der Zerlegung der Lohnsteuer. Zunächst 
ermitteln die Statistischen Landesämter der Wohn- 
sitzländer im Rühmen der Biindesstatistik über die 
Lohnsteuer anhand der Eintragungen auf den Lohn- 
steuerkarten die insgesamt einbehaltenen Lohn- 
steuerbeträge (nach Abzug etwaiger Erstattungen 
des Arbeitgebers) der Arbeitnehmer, für die die 
Lohnsteuer an ein Finanzamt eines anderen Landes 
abgeführt worden ist. Die Statistischen Landesämter 
der Wohnsitzländer teilen diese Beträge den Ein- 
nahmeländern mit. Die Einnahmeländer ermitteln in 
einem Hundertsatz das Verhältnis, in dem jeder 
mitgeteilte Betrag zu dem im Jahr der Statistik von 
ihnen insgesamt vereinnahmten Lohnsteuer steht. 
Der Hundertsatz bildet den Berechnungsfaktor für 
die Ermittlung der an die Wohnsitzländer abzufüh- 
renden Zerlegungsanteile im zweiten, dritten und 
vierten Kalenderjahr, die auf das Jahr der Lohn- 
steuerstatistik folgen. Durch die Anwendung des 
Hundertsatzes wird dem Wachstum der Lohnsteuer- 
einnahmen Rechnung getragen. Veränderungen in 
den der Ermittlung der Llundertsätze zugrunde lie- 
genden Verhältnissen bleiben im Interesse der not- 
wendigen Beschränkung der Verwaltungsarbeit un- 
berücksichtigt. Desgleichen wird in Kauf genommen, 
daß nur die für den Feststellungszeitraum von den 
unbeschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern nach 
den Eintragungen auf ihren Lohnsteuerkarten ein- 
behaltene Lohnsteuer der im Feststellungszeitraum 
insgesamt vereinnahmten Lohnsteuer gegenüber- 
gestellt wird. 

Die Ermittlung der Zerlegungsanteile im Rahmen der 
Durchführung der Lohnsteuerstatistik ermöglicht es, 
zusätzliche Verwaltungsarbeit für die Arbeitgeber 
und die Finanzverwaltung zu vermeiden. 

Absatz 7 beinhaltet eine Ubergangsregelung für das 
erste Vierteljahr des fünften Kalenderjahrs nach 
dem (ersten) Feststellungszeitraum, das zugleich das 
erste Vierteljahr des zweiten Kalenderjahrs nach 
dem neuen (zweiten) Feststellungszeitraum ist. Nach 
Absatz 5 wäre daher schon der nach den Verhält- 
nissen des neuen Feststellungszeitraums ermittelte 
Hundertsatz anzuwenden. Da dieser jedoch von den 
Einnahmeländern erst nach dem 30. Juni des zweiten 
Kalenderjahrs ermittelt werden kann, wenn die 
Wohnsitzländer die Gesamtbeträge der nicht von 
ihnen vereinnahmten Lohnsteuer mitgeteilt haben 
(vgl. Absätze 3 und 4), wird zunächst eine vor- 
läufige Zerlegung nach dem alten Hundertsatz durch- 
geführt. 

Absatz 8 schließt die Anwendung der §§ 382 bis 389 
der Reichsabgabenordnung aus, weil diese Vor- 
schriften auf das Verfahren bei der Zerlegung 
der Lohnsteuer nach diesem Gesetz nicht passen. 
Während für den Bereich der Körperschaftsteuer- 
zerlegung auf Grund der Anlehnung an die Ge- 
werbesteuerzerlegung eine teilweise entsprechende 
Anwendung vertretbar erscheint (vgl. § 3 Abs. 3), 
ist diese Möglichkeit in Anbetracht der besonderen 
Form der Zerlegung (vgl. die Absätze 3 bis 6) für 
den Bereich der Lohnsteuer ausgeschlossen. 


[ Zu § 6 

Die Vorschrill entspricht im wesentlichen dem Ab- 
satz 2 des § 36 des Entwurfs einer Abgabenordnung 
des Arbeitskreises für eine Reform der Reichsab- 
gabenordnung (E AO 1969). Die dort für die Steuer- 
berechtigung vorgeschlagene Regelung wird hier 
übernommen und auf die Zerlegungstatbestände aus- 
gedehnt. 

Zu § 7 

Die Vorschrift zeigt den Rechtsweg für den Fall auf, 
daß Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der 
Anwendung des Zerlcgungsgeselzes in der Fassung 
des Entwurfs entstehen. 

Zu § 8 

Die Vorschrilt bestimmt, daß die seit dem 1. Januar 
1970 den Ländern zugeflossenen Lohn- und Körper- 
schaftsteuereinnahmen entsprechend den Grundsät- 
zen des Entwurfs zerlegt werden. Obwohl diese 
rückwurkende Anwendung zunächst mit einem be- 
sonderen Verwaltungsaufwand verbunden sein wird, 
erfordert es der sachliche Zusammenhang mit den 
im Vorjahr verabschiedeten Finanzreformgesetzen 
zwingend, einen möglichst frühen Zeitpunkt für den 
Beginn der Anwendung zu setzen. 

Zu §9 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlinklausel. 
Nummer 3 

Die Vorschrift des § 10 des Zerlegungsgesetzes vom 
29. März 1952 regelte den Beginn der Anwendung 
und das Inkrafttreten der alten Fassung. Für die 
Neufassung treten an ihre Stelle die Bestimmungen 
des unter Artikel 2 Nr. 2 des Entwurfs aufgeführten 
§ 8 des Zcrlegungsgesetzes und des Artikels 5 des 
Entwurfs. 


Zu Artikel 2 

Für die Durchführung der Arbeiten zur Ermittlung 
der Lohnsteuerbeträge, die nicht von den Wohnsitz- 
ländern vereinnahmt worden sind, im Rahmen der 
Bundesstatistik über die Lohnsteuer bedürfen die 
Statistischen Landesämter eines besonderen gesetz- 
lichen Auftrags. Dazu ist, wie aus der Formulierung 
des Artikels ersichtlich, eine Ergänzung des § 1 des 
Gesetzes über Steuerstatistiken vorgesehen. 


Zu Artikel 3 

Artikel 3 ergänzt § 37 FGO um eine neue Nummer 5. 
Danach entscheidet iin finanzgerichtlichen Verfahren 
über Rechtsstreitigkeiten bei der Zerlegung der Bun- 
I desfinanzhof im ersten und letzten Rechtszug. Diese 
Regelung ist bereits in § 9 des Zerlegungsgesetzes in 
der derzeitigen Fassung enthalten und entspricht 
zudem § 50 Abs. 1 Nr. 1 VwGO (vgl. auch die Be- 
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gründung zu Artikel 1 Nr. 2 § 3 Abs. 3 des Ent- 
wurfs). 

Zu Artikel 4 

Durch den Entwurf wird das Zerlegungsgesetz vom 
29. März 1952 bis auf die Absätze 1 bis 3 des § 1 
vollkommen neu gefaßt. Es ist daher angebracht, 
eine Ermächtigung zur Veröffentlichung einer voll- 
ständigen Neufassung des ganzen Gesetzes in das 
Anderungsgesetz aufzunehmen. 


Zu Artikel 5 

Artikel 5 enthält die übliche Berlinklausel für das 
Änderungsgesetz. 


Zu Artikel 6 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ande- 
rungsgesetzes in formeller Hinsicht. 


8 



